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// Im Blickpunkth

Die Spitzenverb�nde in der Sozialversicherung schlossen sich in ihrem Besprechungsergebnis nun auch offiziell der

Rechtsprechung des BSG vom 24.9.2008 (B 12 KR 22/07 R und 12 KR 27/07 R) an: Versicherungs- und Beitragspflicht

besteht auch dann, wenn ein Arbeitnehmer beispielsweise noch infolge eines Aufhebungsvertrages Entgelt bezieht, aber

wegen unwiderruflicher Freistellung tats�chlich nicht mehr arbeitet. Die bislang vertretene Rechtsauffassung der Spitzen-

verb�nde gilt somit sp�testens ab dem 1.7.2009 als �berholt.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Sebastian Kolbe,

ZAAR, M�nchen

Fluch und Segen der sp�ten Geburt

Um die Leistungstr�ger von morgen muss

man sich heute schon bem�hen: Das BMBF

h�lt unter demTitel „TalentschmiedeDeutsch-

land“ zahlreiche F�rderprogramme vor, die

demwissenschaftlichoder technisch ausgebil-

deten Nachwuchs zugute kommen sollen.

Gegenwind produziert das deutsche Arbeits-

recht, welches – nicht erst seit dem 67. Deut-

schen Juristentag – einmal mehr die �lteren

unter den Arbeitnehmern entdeckt. Strenger

Bestandsschutz zementiert den Vorrang al-

ternder Arbeitsplatzbesitzer –mit steigendem

Alter noch verst�rkt durch tarifliche Unk�nd-

barkeit und Vorteile bei der Sozialauswahl. F�r

die Jungen bleiben staatliche F�rdermittel.

Die (zugegebenermaßen ungerechten) Alters-

grenzen und die erleichterte Befristung �lte-

rer fungieren als Notbremse, geraten freilich

ihrerseits unter Druck durch das – vom EuGH

schnellstm�glich wieder aufgeweichte – ge-

meinschaftsrechtliche Verbot der Altersdiskri-

minierung.

Erfrischend unsensibel gegen�ber solchen Er-

w�gungen gibt man sich im Nachbarstaat:

Der �sterreichische OGH (vom 7.2.2008 – 9

ObA 76/07b, DRdA 2008, 444) fand nichts da-

ran auszusetzen, dass die �berstunden voll-

j�hriger Lehrlinge h�her verg�tet werden als

die der minderj�hrigen Kollegen – schließlich

sei die Entgeltdifferenz nicht dem Alter ge-

schuldet, sondern der v�llig unterschiedlichen

Einsetzbarkeit der beiden Gruppen. Tu felix,

Austria? Lernen k�nnte man immerhin, dass

Schutz und F�rderung von Nachwuchskr�ften

nicht prim�r aus der Perspektive des Altersdis-

kriminierungsrechts gesehenwerden d�rfen.

Entscheidungen
BAG: Ausgleichsklausel in der

Abwicklungsvereinbarung

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

19.3.2009 – 6 AZR 557/07 – wie folgt: Auch

Vertragsbedingungen, die vor ihrer Verwen-

dung kollektivrechtlich ausgehandelt worden

sind, sind Allgemeine Gesch�ftsbedingungen.

Klauseln in arbeitsvertraglichen Vereinbarun-

gen, die auf kollektivrechtlich ausgehandelte

Vertragsbedingungen Bezug nehmen oder in-

haltlich mit ihnen �bereinstimmen, sind nach

denselben Maßst�ben auszulegen wie einseitig

vom Arbeitgeber vorformulierte Klauseln. F�r

die Auslegung solcher Klauseln kommt es auf

die Verst�ndnism�glichkeiten der Arbeitnehmer

an.

Volltext des Beschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1357-1

unter www.betriebs-berater.de

Vgl. dazu demn�chst den Kommentar von

Lunk

BAG: Gewerkschaftswerbung per E-Mail

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

20.1.2009 – 1 AZR 515/08 – wie folgt: Eine tarif-

zust�ndige Gewerkschaft ist aufgrund ihrer ver-

fassungsrechtlich gesch�tzten Bet�tigungsfrei-

heit grunds�tzlich berechtigt, E-Mails zu Werbe-

zwecken auch ohne Einwilligung des Arbeitge-

bers und Aufforderung durch die Arbeitnehmer

an die betrieblichen E-Mail-Adressen der Be-

sch�ftigten zu versenden.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1357-2

unter www.betriebs-berater.de

Vgl. dazu demn�chst den Kommentar von

Lipinski

BAG: Teilwiderruf einer

Unterst�tzungskassenversorgung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

9.12.2008 – 3AZR 384/07 – wie folgt: Der Teil-

widerruf der zugesagten Unterst�tzungskassen-

versorgung muss den einzelnen Versorgungs-

berechtigten nicht zugehen. Eine allgemeine

Bekanntgabe reicht aus. Eine konkrete Kennt-

nisnahme war nicht erforderlich. Durch einen

Teilwiderruf k�nnen sowohl alle k�nftigen Zu-

w�chse aufgrund weiterer Betriebszugeh�rig-

keit als auch eine weitere Dynamisierung der

Versorgungsanwartschaft vollst�ndig beseitigt

werden.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1357-3

unter www.betriebs-berater.de

Vgl. dazu demn�chst den Kommentar von

R�ßler

LAG Bremen: Sozialplanleistung in der

Insolvenz

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

22.1.2009 – 3 Sa 153/08 – wie folgt: Wird ein Teil

der Belegschaft bis zu einer Betriebsschließung

in der Insolvenz tats�chlich weiterbesch�ftigt

und haben diese Arbeitnehmer Anspruch auf

eine Sozialplanabfindung, so darf ein Arbeitneh-

mer, der vom Insolvenzverwalter unter Fortzah-

lung der Verg�tung einseitig freigestellt wird,

nicht deswegen von Sozialplanleistungen ausge-

nommen werden.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1357-4

unter www.betriebs-berater.de

LAG Berlin: Vorrangige Beendigung des

Leiharbeitnehmereinsatzes

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

3.3.2009 – 12 Sa 2468/08 – wie folgt: Besch�f-

tigt ein Arbeitgeber dauerhaft Leiharbeitneh-

mer, so hat er zur Vermeidung einer betriebs-

bedingten K�ndigung eines Stammarbeitneh-

mers zun�chst den Einsatz des Leiharbeitneh-

mers zu beenden, soweit dieser auf einem f�r

die Stammarbeitskraft geeigneten Arbeitsplatz

besch�ftigt wird. Wird der Leiharbeitnehmer

zur Krankheitsvertretung besch�ftigt, so erfolgt

der Einsatz gleichwohl auf Dauerarbeitspl�tzen,

wenn der Vertretungsbedarf st�ndig und unun-

terbrochen ist.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1357-5

unter www.betriebs-berater.de
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